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BETREF Anrufungsauskunft als feststellender Verwaltungsakt; 
 54/07 - 

  

GZ V C 5 - S 2388/0-01 
D

angeben) 

Mit Urteilen vom 30. April 2009 - VI R 54/07 - (BStBl II 2010 Seite 996) und vom 

derung 

 

u den Urteilen gilt im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder 

ie Rechtsgrundsätze der Urteile sind über die entschiedenen Einzelfälle hinaus anzuwenden.  

estimmtheit und Form gemäß § 119 AO, 

 AO, 

gkeiten gemäß § 129 AO.  

 
B
 

   

F  
Anwendung der BFH-Urteile vom 30. April 2009 - VI R
und vom 2. September 2010 - VI R 3/09 - 
 

  I
OK  2011/0110501 

 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK 

2. September 2010 - VI R 3/09 - (BStBl II 2011 Seite ####) hat der BFH unter Abän

seiner bisherigen Rechtsprechung entschieden, dass die Erteilung und die Aufhebung (Rück-

nahme, Widerruf) einer Anrufungsauskunft nach § 42e Einkommensteuergesetz (EStG) nicht

nur Wissenserklärungen (unverbindliche Rechtsauskünfte) des Betriebsstättenfinanzamts 

darstellen, sondern vielmehr feststellende Verwaltungsakte im Sinne des § 118 Satz 1 

Abgabenordnung (AO) sind.  

 

Z

Folgendes: 

 

D

Für die Anrufungsauskunft nach § 42e EStG gelten die Regelungen in §§ 118 ff. AO unmit-

telbar, und zwar insbesondere: 

- die Anforderungen an B

- die Regelungen über mögliche Nebenbestimmungen gemäß § 120

- die Regelungen über die Bekanntgabe gemäß § 122 AO, 

- die Regelungen über die Berichtigung offenbarer Unrichti

 



 
Seite 2  Die Anrufungsauskunft kann darüber hinaus mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben oder 

geändert werden; § 207 Absatz 2 AO ist sinngemäß anzuwenden. Hierbei handelt es sich um 

eine Ermessensentscheidung, die zu begründen ist (vgl. BFH vom 2. September 2010 

- VI R 3/09 -, BStBl II 2011 Seite ####). Im Falle einer zeitlichen Befristung der Anrufungs-

auskunft (vgl. R 42e Absatz 1 Satz 3 Lohnsteuerrichtlinie [LStR]) endet die Wirksamkeit des 

Verwaltungsaktes durch Zeitablauf (§ 124 Absatz 2 AO). Außerdem tritt eine Anrufungs-

auskunft außer Kraft, wenn die Rechtsvorschriften, auf denen die Entscheidung beruht, 

geändert werden (analoge Anwendung des § 207 Absatz 1 AO). Die Anweisungen im 

Anwendungserlass zu § 207 AO sind sinngemäß anzuwenden. 

 

Die Anrufungsauskunft soll grundsätzlich schriftlich erteilt werden; wird eine Anrufungsaus-

kunft abgelehnt oder abweichend vom Antrag erteilt, hat die Auskunft oder die Ablehnung 

der Erteilung schriftlich zu erfolgen.  

 

Mögliche Antragsteller (Beteiligte im Sinne von § 42e Satz 1 EStG) sind der Arbeitgeber, der 

die Pflichten des Arbeitgebers erfüllende Dritte im Sinne von § 38 Absatz 3a EStG und der 

Arbeitnehmer. Auch als feststellender Verwaltungsakt wirkt die Anrufungsauskunft nur 

gegenüber demjenigen, der sie beantragt hat. Das Betriebsstättenfinanzamt ist daher durch 

eine vom Arbeitgeber beantragte und ihm erteilte Anrufungsauskunft nicht gehindert, 

gegenüber dem Arbeitnehmer einen für ihn ungünstigeren Rechtsstandpunkt einzunehmen 

(BFH vom 28. August 1991 - BStBl 1992 II Seite 107). 

 

Das Wohnsitzfinanzamt ist bei der Einkommensteuerfestsetzung gegenüber dem Arbeit-

nehmer nicht an die Anrufungsauskunft des Betriebsstättenfinanzamts gebunden (BFH vom 

9. Oktober 1992 - BStBl 1993 II Seite 166). 

 

Die Regelungen über das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (§§ 347 ff. AO) sind 

anzuwenden. Im Falle der Ablehnung einer Anrufungsauskunft nach § 42e EStG kommt eine 

Aussetzung der Vollziehung allerdings nicht in Betracht, da es sich nicht um einen voll-

ziehbaren Verwaltungsakt handelt. Das Gleiche gilt bei einer Aufhebung oder Änderung einer 

Anrufungsauskunft (Nummer 2.3.2 des Anwendungserlasses zu § 361 AO). 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 

 

Im Auftrag 

 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 


